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investieren Sie in Immobilien? Lassen Sie Mietwohnun-
gen neu bauen? Vielleicht haben Sie noch ungenutztes 
Bauland? Durch die neuen Regelungen des Gesetzgebers 
für die Förderung des Mietwohnungsbaus ergeben sich 
neue Möglichkeiten zur Reduzierung der Steuerbelastung.
Der Gesetzgeber hatte sich bereits seit August 2018 mit 
der geplanten Änderung der steuerlichen Förderung 
des Mietwohnungsneubaus beschäftigt und die 
Verabschiedung sollte bereits im Dezember 2018 
erfolgen. Nun konnte doch noch am 28.6.2019 im Bun-
desrat das Gesetz beschlossen werden. Damit wird der 
Mietwohnungsneubau gefördert. Von dieser Regelung 
profitiert jeder, der künftig durch Neubau, Dachauf-       
stockung, -ausbau oder Umwidmung von Gewerbeflä-
chen neue Mietwohnungen schafft. Es werden extrem 
günstige Abschreibungsmöglichkeiten zugelassen, so 
dass Sie bereits in 4 Jahren 28% Ihres Aufwandes an 
Anschaffungs- und Herstellungskosten steuermindernd 
berücksichtigen dürfen. Damit können Sie Ihre Einkom-
mensbelastung in diesen Jahren nicht unwesentlich ab-
senken. Und Ihr Einkommen durch zusätzliche Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung ausbauen.
Natürlich müssen die Rahmenbedingungen -wie immer- 
akribisch entsprechend dem gesetzlichen Rahmen einge-
halten werden. Dabei dürfen z.B. die Anschaffungs-bzw. 
Herstellungskosten je qm 3000 € nicht überschreiten. 
Der Bauantrag für ein solches Bauvorhaben muss im 
Zeitfenster bis 31.12.2021 gestellt werden. Die Bemes-
sungsgrundlage für die Sonderabschreibung wird auf 
max. 2000 € pro qm begrenzt.  Die Vermietung muss 
mindestens 10 Jahre beibehalten werden. 
Gern stehen wir Ihnen für weitere Fragen zur Verfügung 
und unterstützen Sie in Ihren Entscheidungen z.B. auch 
mit Prognoserechnungen-, Rentabilitäts- und Liquidi-
tätsberechnungen.  Sprechen Sie uns an. Wir beraten 
Sie gern.

Liebe Leserin, 
lieber Leser,

➔  Umsatzsteuer …………………………………………………

*Erklärungen siehe Seite 4

Termine September 2019*

Umsatzsteuer4             10 . 9. 2019       13. 9. 2019  6. 9.  2019

Sozialversicherung5 26. 9. 2019    entfällt   entfällt

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Diie Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Kapitalertragsteuer 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer 10. 9. 2019  13. 9. 2019 6. 9. 2019
Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer 10. 9. 2019  13. 9. 2019 6. 9. 2019
Solidaritätszuschlag

Lohnsteuer 10. 9. 2019  13. 9. 2019 6. 9. 2019
Kirchensteuer
Solidaritätszuschlag3

 Steuerart    Fälligkeit     Ende der Schonfrist bei Zahlung 
                         durch Überweisung1    Scheck2

Die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung setzt die Er-
zielung von Arbeitsentgelt voraus.
Einnahmen von Übungsleiterinnen und -leitern sind bis zur Höhe 
von 2.400 € jährlich steuerfrei. Sie sind als steuerfreie Aufwands-
entschädigungen und nicht als Arbeitsentgelt anzusehen. Damit 
sind sie auch sozialversicherungsfrei. Bis zu dieser Höhe spielt es 
keine Rolle, ob die Zahlung als Vergütung für eine abhängige 
oder eine selbstständige Tätigkeit geleistet wurde.
(Quelle: Urteil des Landessozialgerichts BadenWürttemberg)

Die Lieferung von Pflanzen (z.  B. Blumen, Bäume) unterliegt 
grundsätzlich dem ermäßigten Umsatzsteuersatz. Dies gilt auch 
dann, wenn der Betreiber einer Baumschule auf Wunsch eines 
Teils seiner Kunden zusätzlich das Einpflanzen der dort gekauften 
Pflanzen übernimmt. Nur das Entgelt für das Einpflanzen unter-
liegt dem vollen Umsatzsteuersatz.
Wird hingegen durch die Kombination der Pflanzenlieferungen 
mit den Gartenbauarbeiten eine Gartenanlage geschaffen, liegt 
eine komplexe, einheitliche Leistung vor. Diese unterliegt dem 
vollen Umsatzsteuersatz.
Pflanzenlieferung und Gartenbauarbeiten werden allerdings nur 
dann zusammengefasst, wenn beide Leistungen durch 
denselben Unternehmer ausgeführt werden.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

Pflanzen für Gartenanlage
Welcher Steuersatz?

➔  Sozialversicherung……………………………………………

Einnahmen als Übungsleiter
Sozialversicherungspflicht?



➔  Einkommensteuer………………………………
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Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den 
Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der Mahnung gleichgestellt 
sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

n für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,

n die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft,

n der Schuldner die Leistung verweigert,

n besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und 
Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der 
Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders 
hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nöti-
genfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang 
der Mahnung beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz 
beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen 
Verbraucher nicht beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahrs um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung 
des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz 
für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank 
vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

n  Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch 
bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige 
maximal 30 Tage) möglich.

n  Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der 
Gegenleistung.

n  Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über 
dem jeweiligen Basiszinssatz.

n  Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem 
Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszugang bzw. 
30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

n  Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort 
Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags erfüllt hat, er 
den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für 
den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

n  Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 
40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, die in Folge 
des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und 
vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

n Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder 
Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage dauern.

Ein Unternehmen handelte mit niedrigpreisigen 
Textilien. Der Einkaufspreis für die in großen 
Mengen eingekauften Waren bewegte sich fast 
ausschließlich im unteren und mittleren einstel-
ligen Eurobereich. Die Artikelbezeichnungen auf 
den Eingangsrechnungen beschränkten sich auf 
die Warengattung, z. B. Hosen, Blusen, T-Shirts, 
Pullover u. ä.
Das Finanzamt versagte den Vorsteuerabzug 
wegen nach seiner Meinung nicht hinreichender 
Leistungsbeschreibung auf den Rechnungen. 
Die bloße Gattungsangabe sowie die aus den 
Lieferscheinen ersichtlichen zusätzlichen An-
gaben zur Anzahl, den Farben und zu Größen 
der Artikel reichten nicht aus. Erforderlich wären 
nähere handelsübliche Bezeichnungen sowie die 
Angabe, welche und wie viele Artikel in welchen 
Farben bzw. Farbkombinationen und in welchen 
konkreten Größen geliefert worden seien. Der Bun-
desfinanzhof hat in einem Aussetzungsverfahren 
ernstliche Zweifel an den Forderungen des Finanz-
amts. Damit könnte auch gegen unionsrechtliche 
Vorgaben verstoßen werden. Nach deutschem 
Recht ist die handelsübliche Bezeichnung für jeden 
Gegenstand erforderlich; die europäische Norm 
fordert aber lediglich Angaben zur Art der gelie-
ferten Gegenstände. Dies bestätigt ein Urteil des 
Gerichtshofs der Europäischen Union.
Bis zur endgültigen Entscheidung im 
Hauptsacheverfahren gewährte der 
Bundesfinanzhof daher die bean-
tragte Aussetzung der Vollziehung.

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
gehört die Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft 
dann zum notwendigen Betriebsvermögen eines 
Einzelgewerbetreibenden, wenn sie die gewerb-
liche Betätigung entscheidend fördert oder dem 
Zweck dient, den Produktabsatz zu stärken.
Liegen diese Voraussetzungen vor, liegt es nahe, 
dass auch ein der Kapitalgesellschaft gewährtes 
Darlehn dem Betriebsvermögen des Unternehmers 
zuzurechnen ist. Entscheidend ist, ob das Darlehn 
förderlich für die Tätigkeit des Einzelgewerbe-
treibenden ist.

Darlehen

Darlehen an eigene GmbH
Notwendiges Betriebsvermögen?

➔  Umsatzsteuer……………………………………

Kauf von Massenartikeln
Beschreibung in Rechnung 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1. Januar 2017:
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Der Bundesfinanzhof hat im Fall eines Torwarttrainers einer ProfiFußball-
mannschaft entschieden, dass die Aufwendungen für ein Sky-Bundesliga-Abo 
grundsätzlich als Werbungskosten bei seinen Einkünften aus nichtselbstän-
diger Arbeit abziehbar sind. Das Abo ist nicht mit einer allgemeinbildenden 
Tageszeitung mit ihren vielfältigen Inhalten vergleichbar, für welche die 
Aufwendungen grundsätzlich nicht als Werbungskosten anerkannt wer-
den können. Zwar sind die TV-Inhalte auch nicht mit einer Fachzeitschrift 
vergleichbar, was aber nicht schädlich ist, da rein auf professionelle Trainer 
zugeschnittene TV-Inhalte nicht am Markt verfügbar sind. Die Inhalte des 
Sky-Bundesliga-Abos sind daher bei einem Trainer im professionellen Fuß-
ballgeschäft geeignet, seinen beruflichen Interessen zu dienen.
Maßgeblich ist allerdings die tatsächliche Verwendung im Einzelfall. Es 
muss eine ausschließliche oder zumindest weitaus überwiegende berufliche 
Nutzung vorliegen. Stellt das Finanzgericht, welches sich erneut mit dem 
Fall befassen muss, etwas anderes fest, sind die Aufwendungen als Teil der 
privaten Lebensführung nicht als Werbungskosten abziehbar.

Außerordentliche Einkünfte können ermäßigt besteuert werden. Hierzu 
gehören z B. Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten, soweit sie sich über 
mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstrecken und einen Zeitraum von 
mehr als zwölf Monaten umfassen.
In einem vom Finanzgericht Köln entschiedenen Fall hatte ein Arbeitgeber 
2002 für seine Arbeitnehmerin eine betriebliche Altersversorgung bei einer 
Pensionskasse abgeschlossen. Die eingezahlten Beiträge minderten in vollem 
Umfang ihren steuerpflichtigen Arbeitslohn. Aufgrund einer schweren Erkran-
kung kündigte sie 2015 ihr Arbeitsverhältnis, so dass der Versicherungsvertrag 
auf sie überging und sie nun das Recht hatte, die Versicherung fortzuführen 
oder zu kündigen. Wegen ihrer Erkrankung und der daraus entstandenen pre-
kären finanziellen Situation ließ sie sich den Rückkaufswert der Versicherung 
auszahlen. Die Auszahlung war wegen der sog. nachgelagerten Besteuerung 
unstrittig steuerpflichtig. Sie beantragte aber die ermäßigte Besteuerung, weil 
sie als Vergütung für eine mehrjährige Tätigkeit einzustufen sei. Das Gericht 
lehnte dies ab, weil die Steuerermäßigung nur dann zu gewähren sei, wenn 
die Auszahlung nicht dem vertragsmäßigen Ablauf des zugrundeliegenden 
Versicherungsvertrags entspräche. Die Arbeitnehmerin hatte aber nach den 
Versicherungsbedingungen von vornherein das Wahlrecht zwischen der Fort-
führung des Versicherungsvertrags und der Kündigung mit Einmalauszahlung. 
Ihre persönlichen Kündigungsgründe seien deshalb nicht zu berücksichtigen.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Auszahlung einer Altersversorgung
Steuerermäßigung möglich?

Lädt ein Arbeitgeber anlässlich des Geburtstags ei-
nes Arbeitnehmers Geschäftsfreunde, Repräsentan-
ten des öffentlichen Lebens, Vertreter von Verbän-
den und Berufsorganisationen sowie Mitarbeiter 
der Firma zu einem Empfang ein, ist zu prüfen, ob 
es sich um ein Fest des Arbeitgebers oder um ein 
privates Fest des Arbeitnehmers handelt. Bei einem 
Fest des Arbeitgebers liegt eine betriebliche Veran-
staltung vor. Die vom Arbeitgeber übernommenen 
Kosten bleiben beim Arbeitnehmer steuerfrei. Bei 
einem privaten Fest des Arbeitnehmers stellen 
alle vom Arbeitgeber getragenen Kosten einen 
lohnsteuerpflichtigen geldwerten Vorteil für den 
Arbeitnehmer dar. Ein bei einer Pfarrei angestellter 
Pfarrer war Vorsitzender des Kuratoriums einer 
Krankenhaus-Stiftung. Anlässlich seines besonderen 
Geburtstags lud das Kuratorium ohne Einbindung 
des Vorsitzenden 261 Gäste in die Räumlichkeiten 
des Krankenhauses ein. Davon waren 25 Gäste (also 
ca. 10 %) dem privaten Umfeld des Jubilars zuzu-
ordnen. Das Finanzamt sah in der Durchführung der 
Feier eine objektive Bereicherung des Pfarrers, da 
ihm eigene Aufwendungen erspart geblieben seien. 
Es erhöhte die erklärten Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit (Kuratoriumsvorsitz) um die gesamten bei der 
Feier angefallenen Kosten.
Dieser Auffassung folgte das Finanzgericht Münster 
nicht. Es entschied, dass nur 10 % der Aufwendun-
gen zu versteuern sind.

BETRIEBLICHE

ALTERSVORSORGE

Sky-Bundesliga-Abo
Werbungskosten?

Eine Mutter vermietete ein Gebäude mit einer 
Ladeneinheit und sechs Mietwohnungen. Ihr Sohn 
erwarb dieses gemeinsam mit seiner Schwester im 
Wege der vorweggenommenen Erbfolge. Die Mut-
ter behielt sich ein lebenslängliches Nutzungsrecht 
(Nießbrauch) vor. Später kaufte der Sohn seiner 
Schwester ihren Teil ab. Er wollte die Finanzierungs-
kosten (Zinsen), die ihm im Rahmen des Erwerbs 
entstanden waren, als vorab entstandene Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung abziehen. Der Bundesfinanzhof 
lehnte dies ab.
Werbungskosten sind Aufwendungen, die durch 
die Erzielung steuerpflichtiger Einnahmen veranlasst 
sind. Sie können auch schon vor der Erzielung der 
Einnahmen anfallen. Abziehbar sind sie nur dann, 
wenn zwischen Kosten und Einnahmen ein ausrei-
chend bestimmter wirtschaftlicher Zusammenhang 
besteht. Der zeitliche Zusammenhang ist zwar 
kein Tatbestandsmerkmal, ihm kommt jedoch in-
dizielle Bedeutung zu. Daher sind nach ständiger 
Rechtsprechung Aufwendungen für ein mit einem 
lebenslänglichen Nutzungsrecht eines Dritten 
belastetes Grundstück keine vorab entstandenen 
Werbungskosten, solange ein Ende der Nutzung 
nicht absehbar ist. So lag der Fall auch hier. Der 
Nießbrauch bestand lebenslänglich.

➔  Einkommensteuer………………………………

Geburtstagsfeier für Arbeitnehmer
Steuerpflichtiger Arbeitslohn?

➔  Einkommensteuer………………………………
Erwerb eines belasteten 
Grundstücks
Vorab entstandene Werbungskosten?
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➔  Verfahrensrecht ………………………………………………

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 

Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen 
eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

3 Für den abgelaufenen Monat.
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-

längerung für den vorletzten Monat.
5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich 

am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Mo-
nats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen 
Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabeter-

min für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei 
Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.09.2019, 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. 
der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. 

 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt.

Für erbschaftsteuerliche Zwecke ist ein innerhalb von 15 Jahren 
nach dem Erbfall veräußerter land- und forstwirtschaftlicher 
Grundbesitz mit dem Liquidationswert zu ermitteln. Dabei ist 
der Grund und Boden mit dem von den Gutachterausschüssen 
ermittelten Bodenrichtwert zu bewerten. In einem vom Bun-
desfinanzhof entschiedenen Fall hatte das Finanzamt geerbten 
Grundbesitz hiernach mit 190.000 € bewertet, obwohl er sechs 
Monate nach dem Erbfall für nur 123.000 € verkauft worden 
war. Während z. B. beim privaten Grundvermögen ein niedrigerer 
Wertansatz mit Verkaufspreisen möglich ist, die innerhalb eines 
Jahres nach dem Erbfall erzielt worden sind, lässt das Gesetz 
dies beim land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitz nicht zu. 
Der Bundesfinanzhof entschied aber, dass der Grundbesitz auch 
in diesem Fall mit dem tatsächlichen Verkaufspreis bewertet 
werden kann, weil der vom Finanzamt angesetzte Wert mehr als 
50 % über dem erzielten Verkaufspreis lag und damit das sich 
aus dem Grundgesetz ergebende Übermaßverbot verletzt wurde.

Das Marktstammdatenregister ist ein amtliches Register für alle 
stromerzeugenden Anlagen. Das System löst seit Anfang 2019 
alle bisherigen Meldewege für Anlagen nach dem Erneuerba-
reEnergien-Gesetz oder Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz ab. In 
ihm müssen alle Stromerzeugungsanlagen registriert werden.

Eintragen muss sich beispielsweise auch, wer mit einer mit dem 
Netz verbundenen Solaranlage privaten Strom erzeugt. Das 
gilt für alle Photovoltaikanlagen, Blockheizkraftwerke, Batterie-
speicher, Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen, Windenergieanlagen 
und Notstromaggregate. Das gilt auch dann, wenn die Anlage 
bereits seit vielen Jahren läuft.

Bereits vor dem 31. Januar 2019 in Betrieb befindliche Anlagen 
müssen grundsätzlich bis 31. Januar 2021 eingetragen werden. 
Für Batteriespeicher gilt eine kürzere Frist. Die Registrierung muss 
hier bis zum 31. Dezember 2019 erfolgen. Jede Neuanlage, die 
ab Februar 2019 an den Start gegangen ist, muss innerhalb ei-
nes Monats nach Inbetriebnahme ins Marktstammdatenregister 
eingetragen werden.

Hinweis: Jede Strom erzeugende Anlage muss einzeln registriert 
werden. Für eine Photovoltaikanlage mit Batteriespeicher bedarf 
es daher zweier einzelner Eintragungen.

(Quelle: Verordnung zur Änderung der Marktstammdaten-
registerverordnung)

➔  Allgemeines ……………………………

Marktstammdatenregister

Eintragungspflicht 
für Solaranlagen 
und Co.

Ist für die Festsetzung einer Steuer ein Grundlagenbescheid, z. B. 
ein Feststellungsbescheid, bindend, endet die Frist zur Steuer-
festsetzung nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach Bekanntgabe 
des Grundlagenbescheids.
Diese Regelung gilt nicht für die Festsetzung von Zinsen mit 
vom Steuerbescheid getrenntem Zinsbescheid. Die Frist zur 
Festsetzung der Zinsen beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit Ablauf 
des Jahrs, in dem die Steuer festgesetzt, aufgehoben, geändert 
oder wegen einer offenbaren Unrichtigkeit berichtigt wurde. 
Die Frist wird nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs nicht in 
analoger Anwendung der für Grundlagen- und Folgebescheide 
geltenden Vorschriften auf zwei Jahre ausgedehnt.
Im Urteilsfall erließ das Finanzamt im Juli 2010 einen geänderten 
Einkommensteuerbescheid. Daraus ergab sich eine Steuernach-
zahlung. Mit gesondertem Bescheid vom 10. Februar 2012 wur-
den die Nachzahlungszinsen festgesetzt. Dies war rechtswidrig, 
da die Festsetzungsfrist für die Zinsen bereits mit Ablauf des 
31. Dezember 2011 geendet hatte.

Geänderter Folgebescheid
Frist für Zinsfestsetzung

➔  Erbschaftsteuer……………

Landwirtschaftliches 
Grundstück

Ansatz zum Verkaufspreis 
möglich?

Ein kleiner Junge sitzt im Treppenhaus und weint. 
Eine Nachbarin kommt vorbei und fragt: „Was ist denn, 
Kleiner?"„Mein Vater", schluchzt der Junge, „hat sich mit dem 
Hammer auf den Finger gehauen." „Und warum weinst du 
dann?" „Weil ich erst mal gelacht habe!"


